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Über2000 Lehrer auf der Straße? 
Von den 4.540 Hochschulabsolventen im Lehramtsbereich, die sich im nächsten 
Jahr um eine Stelle in Niedersachsen bemühen werden, werden voraussichtlich 
nur 2.090 eine Stelle bekommen. Einen entsprechenden Beschluß, der erst jetzt 
bekannt wurde, faßte das Kabinett am 30. September dieses Jahres. 

Geringste Chancenyeine Stelle zu be- 

kommen, haben die voraussichtlich 
2.550 Lehramtskandidaten in Nieder- 
sachsen im Grund- und Hauptschulbe- 
reich. Für sie stehen lediglich 290 

Stellen zur Verfügung. Bessere Aussich- 

ten haben die angehenden Realschulleh- 
rere.Von den 530, die sich voraussicht- 
lich um eine Stelle bewerben werden, 

sollen 445 unterrichten können. Eben- 

falls werden nicht alle Bewerber um 

eine Referendarstelle im Gymnasiai- 

bzw. berufsbildenden Bereich berück- 

sichtigt. Von den errechneten 1.227 
Hochschulabsolventen mit einer entspre- 

chenden Qualifikation können ledirlich 
1.030 auf eine Stelle hoffen. 

  

Prüfungsordnung 

für ELAB 

jetzt verbindlich 

Der Niedersächsische Minister für Wis- 

senschaft und Kunst hat jetzt der Uni- 

versität einen Entwurf der Prüfunss- 

ordnunsz für die Einphasige Lehreraus- 

bildung zugesandt, der als vorläufige 

Richtlinie für die Planung und Durch- 

führung des Studiums und für die Erar- 

beitunge von Studienordnungen im Rahmen 

der ELAB dienen soll. Damit hat dieser 

Entwurf quasi verbindlichen Charakter, 

obwohl er erst dann formell in Kraft 

gesetzt werden kann, wenn auch Verbän- 

de, der Personalausschuß sowie Kirchen 

und andere Ressorts der Landesregie- 

rung dazu gehört worden sind. 

Wie das ZpB dazu mitteilte, hat sich 

das Ministerium bei der Formulierung 

dieser letzten Fassung an die bereits 

angekündigten Änderungaızu seinem er- 

sten Entwurf gehalten (s. Uni-Info 
28/75). In diesem Zusammenhang kündig- 
te das ZpB außerdem an, es werde für 

die Erstellung der fachlichen Prüfungs- 

und Studienordnungen Rahmenempfehlun- 

gen erarbeiten. eh 

Zusätzlich sieht der Kabinettsbeschluß 

die Schaffung von 325 Stellen im Ge- 

samthochschulbereich vor, die aller- 

dings nicht näher aufgeschlüsselt sind. 

Offen ist auch noch, ob der Kabinetts- 

beschluß tatsächlich realisiert wird. 

Inzwischen hat sich in den Fraktionen 

Widerstand gerest, der - so scheint 

es wenigstens - darauf hinausläuft, 

mehr Stellen für Lehrer zu schaffen 

bzw. die Verteilung der Stellen auf die 

verschiedenen Schultypen zu ändern, 

Zu welchem Zeitpunkt im Jahr ist aller- 

dings unsicher. Der Kabinettsbeschluß 

laßt die Vermutung zu, daß zum 1. Fe- 

bruar des Jahres nur eine Handvoll 

Hochschulabsolventen die Chance einer 

Einstellung haben. Zu diesem Zeitpunkt 

sollen nur die Stellen im Rahmen des 

"Ersatzbedarfs'" besetzt werden, der‘'im 

übrigen die Hälfte aller Stellen aus- 

macht und Sich über das ganze Jahr ver- 

teilt. 

Zu der katastrophalen Situation hat in 

einer Resolution die Vollversammlung 

aller Absolventen der Lehramtsstudien- 

gänge der Universität Oldenburg, an 

der nach Angaben des AStA 400 von 530 

teilnahmen, Stellung bezogen. 

Darin heißt es, daß die Nichteinstel- 

lung von etwa 2.600 Bewerbern zu einer 

weiteren Verschlechterung der Lernbe- 

dingungen für Schüler führen müsse. 

Die. Priorität der niedersächsischen 

Haushaltspolitik müsse genau auf die 

Beseitigung des Lehrermangels und dem 

Ausbau des Schulwesens insgesamt ge- 

richtet sein. 

Weiter machen die Absolventen darauf 

aufmerksam, daß es die sozialliberale 

Landesregierung gewesen sei, die am 

gesichts der Behebung des Lehrerman- 

gels für die Aufnahme eines Lehrerstu- 

diums geworben habe. Jetzt scheine sie 

alle Reformvorstellungen für das 

Schulwesen aufgegeben zu haben. 

Von den 530 Absolventen der Universi- 

tät Oldenburg werden nach Angaben der 

Versammlung nur 130 Lehramtskandida- 

ten eingestellt, 400 sitzen danach auf 

der Straße. 

Forderung der Absolventen: Einstellung 

aller Bewerber zum 1. Februar 76, Fi- 

nanzierung der Stellen durch Kürzung 

der Steuer- und Subventionszuschüsse 

an die Großindustrie. gh 
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Am 3. Dezember dieses Jahres wird 

sich der Senat mit dem allgemeinen 

Teil der Diplom-Prüfungsordnung für 

die Universität Oldenburg befassen, 

nachdem die Fachbereichsräte bereits 

Stellung genommen und Änderngswün- 

sche eingebracht haben. Eine Synop- 

se über die Beschlüsse der Fachbe- 

reichsräte liegt vor. Der Programm 

ausschuß, der sich eigentlich zu- 

nächst hätte mit dem Entwurf befas- 

sen müssen, ist zur Zeit nicht ar- 

beitsfähig. 

Die Erarbeitung einer gemeinsamen   

Diplom-PO vor dem Senat 
Diplom-Prüfungsordnung für alle Di- 

plom-Studiengänge geht auf einen 

Beschluß des Senats und des Konzils 

im vergangenen Sommersemester zurück 

Diese Prüfungsordnung umfaßt einen 

allgemeinen, für alle gleichen Teil 

und studiengangsspezifische Anhänge 

für die einzelnen Diplomstudiengän- 

ge. Der Entwurf sowie die Abände- 

rungswünsche der Fachbereichsräte 

können bei der wissenschaftlichen 

Assistentin Marianne Kriszio (VG 
308) eingesehen werden.   

  

Prüfungsordnung Raumplanung: 
  

Geringe Chancen für FH-Abgänger 
Mit der Einrichtung des ingenieurwis- 

senschaftlichen Diplomstudienganges 

Raumplanung hat der damalige Gründungs- 

ausschuß für die Universität Oldenburg 

den konkretesten Versuch unternommen, 

eine Integration von Universität und 

Fachhochschule Oldenburg auf der Ebe- 

ne der Studiengänge inhaltlich vorzu- 

bereiten. Die für den Erfolg dieses 

Versuches notwendigen Voraussetzungen 

sind durch die mit Geltung vom 15.7.75 

erlassene Prüfungsordnung für den Stu- 

diengang Raumplanung an der Universi- 

tät Oldenburg und durch eine inzwi- 

schen erlassene Zusatzordnung für die 

Feststellung der Befähigung zum Haupt- 

studium der Raumplanung in einer Wei- 

se restriktiv vom MWK festgesetzt wor- 

den, die den als Regelfall gedachten 

FHS-Absolventen als Studenten des Di- 

plomstudienganges Raumplanung zur Aus- 

nahme macht, 

In einem ersten - auf die Entwicklung 

von integrierten Studiengängen zielen- 

den - Schritt der Studiengangsplanung 

war der Studiengang Raumplanung so 

konzipiert worden, daß Fachhochschul- 

absolventen der Studienrichtungen Ar- 

chitektur, Bauingenieur- und Vermes- 

sungswesen ihren Fachhochschulabschluß 

als Vordiplomprüfung anerkannt bekom- 

men und das Hauptstudium der Raumpla- 

nung (ab 5. Semester) an der Univer- 
sität Oldenburg aufnehmen konnten. Zu- 

sätzliche Leistungen mit dem Charak- 

ter von Eingangsprüfungen sollten 

nicht gefordert werden, weil u.a. da- 

von ausgegangen werden kann, daß ein 

Student mit einem Fachhochschulab- 

schluß seine allgemeine "Studierfähig- 

keit" ebenso nachgewiesen hat wie der 

Vordiplomabsolvent eines Diplomstu- 

dienganges. 
Anders als bei Diplomstudiengängen üb- 

lich, ist in der ersten Stufe der Pla- 

nuns, und Verwirklichung des Studien- 

zanres Raumplanuns allerdines das 

Fauptstudium nicht mit einer formel- 

len Mindestäauer von 4 Semestern, son- 

dern von 6 Semestern angeset:t worden 

weil usa 

- für Fachhochschulabsolventen mit ei- 

ner gewissen Anpassungszeit an eine 

veränderte Studienstruktur gerechnet 

werden muß, solange die Fachhochschul- 

studiengänge in einigen Momenten nicht 

reformiert worden sind, 

- das Studium der Raumplanung wegen 

seiner umfangreichen inhaltlichen An- 

forderungen in insgesamt 8 Semestern 

kaum zu absolvieren ist. 

Der unter anderem auch von diesen Vor- 
aussetzungen aus konzipierte Diplomstu- 

diengang sollte in einem zweiten 
Schritt der Studiengangsplanung - wenn 

einige Semester lang Erfahrungen ge- 

sammelt worden sind - gemeinsam mit 

einer Reform der Fachhochschulstudien- 

gänge einer Revision unterzogen werden, 

die das Ziel haben sollte, eine Inte- 

gration (wenigstens aber eine weitge- 
hende Abstimmung aufeinander) von uni- 
versitärem Hauptstudium und FHS-Stu- 

diengängen zu erreichen. Dieses wäre 

eine gemeinsame Aufgabe von Universi- 

tät und Fachhochschule gewesen. 

Die nunmehr vom MWK erlassene Diplom- 

prüfungsordnung (einschließlich der 
neuen Zusatzordnung) hat von solchen 

Überlegungen und Bestrebungen nahezu 

nichts mehr gelten lassen. Die Absol- 

venten von Fachhochschulstudiengängen 

müssen nun ihre "Befähigung zum Haupt- 

studium" der Raumplanung in zusätzli- 

chen Prüfungen (nach den inhaltlichen 

Maßstäben eines grundständigen Diplom- 

studienganges Raumplanung) mit dem Cha- 
rakter von Eingangsprüfungen nachwei- 

sen. Für dieses verschleierte Vordiplom 

(in einer zugegebenermaßen leicht ab- 
geschwächten Form, da z.B. studienbe- 

gleitende Leistungsnachweise und im 

Einzelfall auch Fachhochschuleistungen 

anerkannt werden können) erhalten die 
Studenten aber keineswegs eine längere 

Studienzeit (und damit Förderungszeit) 
zugestanden. Vielmehr müssen sie die 

für die Zusatzprüfungen erforderlichen 

Kenntnisse un Fähiskeiten parallel 

zu ihren senon laufender Hasıptstudium 

erwerben. In vier Semestern sollen sie 

also zugleich ihr Ha::ptstudium und Tei- 
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le eines Vordiplomstudiums absolvieren. 

Solche restriktiv wirkenden Rerelunsen 

können auch durch noch so wohlwollen- 

de Lehr- und Prüfunespraxis oder durch 

angepaßte Studiengangskonzepte der Uni- 

versität langfristig kaum aufgefangen 

werden. Sie müssen bald dazu führen, 

daß der Studiengang Raumplanung nicht 

mehr ein Studiengang für FHS-Absolven- 

ten sein wird, sondern ein Studien- 

gang für Studiengangswechsler aus ar- 

deren ingenieurwissenschaftlichen Di- 

olemstudienrängen der Bundesrepublik. 
Das MwK nat mit der erlassenen Prü- 

fungsordnung mehr getan, als nur einen 

einzelnen Studiengang zu reglementie- 

ren. Von inneruniversitären Folgen (auf 

die an anderer Stelle eingegangen wer- 

den soll) abgesehen, hat das MK eine 
für die regionale Bildungs- und Versor- 

gungssituation nicht unerhebliche Stu- 

diengangskonzeption bis an die Grenze 

der Gefährdung eines Studiengangs ins- 

gesamt beschnitten ohne Ansätze für ei- 

ne Konzeption zu eröffnen. Die Folgen 

können weder der Universität noch der 

Fachhochschule gleichgültig sein - vor 

allem aber nicht dem Integrationsaus- 

schuß, dem eine weitere Arbeitsbasis 
entzogen ist. Klaus-J. Holland 

Ende der Reform? 

"Ende der Reform oder Reform ohne En- 

de?". Unter diesem Thema veranstaltet 

das Zentrum für pädagogische Berufs- 

praxis am Mittwoch, den 26.11.1975, 

um 16.00 Uhr in der Aula der Univer- 

sität zu den aktuellen Schwierigkei- 

ten der Einphasigen Lehrerausbildung 

eine Podiumsdiskussion mit Studenten, 

Kontaktlehrern, der Planungsgruppe, 

der Schulverwaltung Oldenburg und den 

Lehrerverbänden. 
Dabei geht es besonders um den praxis- 

orientierten Teil der Ausbildung, der 
aufgrund der finanzpolitischen Ent- 

wicklung im Ausbildungssektor infrage 

steht und damit die gesamte Einphasige 

Lehrerausbildung an der Universität Ol. 

denburg scheitern lassen kann. 

Theorie und Praxis verbindende Ausbil- 

dungsgänge, in denen wissenschaftli- 

che und schulpraktische Ausbildungsan- 

teile zusammenwirken, setzen eine en- 
ge Kooperation zwischen Schule und 

Universität voraus, die in den ersten 

drei Semestern projektorientierten 

Studiums in erheblichem Maße intensi- 

viert werden konnte und zu ermutigen- 

den Ergebnissen geführt hat. Wichtige 

Träger dieses Vermittlungsprozesses 

zwischen Schule und Universität und 

Garanten der schulpraktischen Ausbil- 

dung sind die Kontaktlehrer. 

Gerade aber an Kontaktlehrern mangelt 

es. Die Universität benötigte minde- 

stens die doppelte Anzahl für ihre 

Studenten, um ihre Ausbildunr so ge- 

stalten zu können, wie sie auch von 

der Landesregierunz in der Zielsetzung 

anerkannt wurde. Die Podiumsdiskussion 

soll diese Probleme aufzeigen. 5h 
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Verfahren nicht rechtmäßig 
Ergebnisse des Rechtsgutachtens 

Wie bereits berichtet, hat der Rektor der Universität aufgrund des von den 0l- 

denburger Hochschullehrern Prof. Dr. Sterzel (Öffentliches Recht) und Prof. Dr. 

Blanke (Arbeitsrecht) erstellten Gutachtens die Rechtmäßigkeit des Disziplinar- 

verfahrens gegen den wissenschaftlichen Assistenten Wolfgang Müller angezwei- 

felt und dies dem Ministerium mitgeteilt. Hier eine kurze Darstellung der Er- 

gebnisse des Gutachtens durch die Autoren: 

4. Der Rektor kann die weitere Durch- 
führung des aufgrund der Weisung des 

Wissenschaftsministeriums eingeleite- 

ten Entlassungsverfahrensnach $ 126 

NDO gegen Wolfgang Müller gemäß 8 64 

NBG (Remonstrationsrecht) verweigern, 
wenn er in Übereinstimmung mit den Er- 

gebnissen des Gutachtens ein derarti- 

ges Verfahren für rechtswidrig hält. 

Das Entlassungsverfahren nach & 126 

NDO gegen Beamte auf Widerruf ist in 

Fällen der behaupteten Verletzung der 

politischen Treuepflicht mit dem Recnt: 

staatsgebot des Grundgesetzes nicht 

zu vereinbaren, weil es an verfassungs- 

rechtlich zwingend gebotenen verfahrens 

rechtlichen Sicherungen zum Schutz des 

Beschuldigten fehlt (im Gegensatz zum 
förmlichen Disziplinarverfahren gegen 

Beamte auf Zeit bzw. Lebenszeit). 
2. Hält das Ministerium trotz der 

rechtlichen Bedenken des Rektors sei- 

ne Weisung aufrecht, so kann der Rek- 

tor dagegen nicht mit Aussicht auf 

Erfolg Klage erheben. Er muß vielmehr 

das Verfahren fortführen und auf der 

Grundlage der Grundsatzentscheidung 

des Bundesverfassungsgerichtes vom 

23. Mai 75 Inhalt und Umfang der poli- 

tischen Treuepflicht als Dienstpflicht 

eines Beamten näher bestimmen. Das 

Gutachten arbeitet in einer imanenten 

Kritik der Verfassungsgerichtsent- 

scheidung zunächst dessen Widersprüche 

und Unklarheiten heraus und bestimmt 

diese Widersprüche als zwangsläufize 

Folge der politischen Intention des 

Urteils: die Schaffung eines verfas- 

sungsrechtlichen Sonderstatus für Beam 

te bei weitgehender Ausschaltung ih- 

rer staatsbürgerlichen Grundrechte ist 

als Versuch der Stärkung autoritär-ob- 

rigkeitsstaatlicher Strukturen anzu- 

sehen. Die politische Funktion die- 

ser Verfassungsrechtssprechung,. liest 

in einer weitgehenden Freisetzunr der 

Exekutive von demokratischen Bindun- 

gene 

Ungeachtet der grundsätzlichen verfas- 

sungssrechtlichen Bedenken rezen diese 

Rechtssprechunsspraxis, auf die 'm 

Gutachten verwiesen wird, muß sich 

die Interpretation der dargelegten im 

manenten Widersprüche des Beschlusses 

an dem rechtsstaatlichen Auslertungs- 

grundsatz orientieren, daß im Zweifel 

derjenigen Ausleguns, der Vorzur zu = 

ben ist, die der Freiheitsvermutin”. 

des Einzelnen am nächsten komnt. 

Das führt im Kern zu den beiden fol- 

renden im Entlassunsgsverfzhren wegen 

Verlietzuns der nolitischen Treue- 

pflicht zu beachtenden Srundsätzen: 

- eine politische Meinungsäußerung ist 

niemals eine Verletzung der beanmten- 

rechtlichen Treuepflicht; 

- die Mitgliedschaft und auch die ak- 

tive Tätigkeit als Funktionär in ei- 

ner nicht verbotenen Partei berechti- 

gen nicht zu der Annahme eines Ver- 

stoßes gegen die beamtenrechtliche 

Treuepflicht. 

Konkret: Solange daher dem Beschuldig- 

ten keine konkrete Verletzung von 

Dienstpflichten nachgewiesen worden 

ist, sondern lediglich politische Mei- 

nungsäußerungen und parteipolitische 

Betätigungen vorgeworfen werden, muß 

ein Disziplinarverfahren eingestellt 

werden. 

3. Sollte man entgegen diesen Grund- 

sätzen den Umfang der politischen 

Treuepflicht weiter ausdehnen, so kann 

in politischen Meinungsäußerungen 

und parteipolitischer Betätigung je 

doch keinesfalls ein schuldhaftes 

Dienstvergehen gesehen werden. Denn 

wie soll dem Beschuldigten angesichts 

einer gänzlich uneinheitlichen Rechts- 

sprechung und Verwaltungspraxis er- 

kennbar sein, eine Dienstpflichtver- 

letzung zu begehen, wenn er in Wahr- 

nehmung seiner verfassungsrechtiira 

garantierten allzeneinen Staatsbür- 

gerrechte in einer nicht verbotenen 

polit‘schen Fartei arbeitet. Nicht 

einmal die Entscheidunr des Bundesver- 

fassunesgerichts hat verbindliche oder 

auch nur widerspruchsfreie Maßstäbe 

hinsichtlich einer Bestimmunz der po- 

litischen Treuepflicht des Beamten g*- 

set:t. Auch in diesem Fall ist also 

ein Disziplinarverfahren einzustellen. 
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Leserbrief 
Wir haben mit Erstaunen den Artikel 

"Von Exkursion zurück” im Uni-Info 

33/75 zur Kenntnis genommen, möchten 

allerdings dazu feststellen, daß hier 

der Eindruck entsteht, daß die Exkur- 

sion reibungslos verlaufen ist - nicht 

zuletzt deshalb, weil ein von allen 

Teilnehmern getragener Abschlußbericht 

angekündigt wird, über dessen Inhalt, 

Verwendungszweck und Veröffentlichungs- 

zeitpunkt in dem seit der Exkursion 

wöchentlich tagenden Plenum noch nicht 

oder nur ansatzweise diskutiert wur- 

de. 

1. Wir stellen fest, daß die Exkursion 

von Aich, Strassel, Strasser, Holland 

und Windelberg initiiert und vorbe- 

reitet wurde und den Teilnehmern der 

Projekte Osternburg, Entwicklungsraum 

Ostfriesland und Haarenniederung of- 

fenstand. Eine inhaltliche Vorberei- 

tung durch die Projekte fand nicht 

statt. 

2. In England traten erhebliche Dif- 

ferenzen zwischen Studenten und Leh- 

renden auf, deren Ursache zum Teil 

in der Struktur des Studiums in Olden- 

burg zu sucher ist. 

3. Nach der Rückkehr aus England wur- 

den diese Differenzen nicht disku- 

tiert, zum Teil aus Gleichgültigkeit, 

zum Teil wurde dies direkt abgelehnt 

mit dem Ergebnis, daß sich die Diff 

renzen noch verschärft haben. 

4. Wir meinen, daß man dem Anspruch 

nach solidarischem Lernen nur zerecht 

werden kann, wenn alle Probleme und 

Differenzen offen diskutiert werden; 

nur so kann verhindert werden, daß ein 

Klima von Verleumdung entsteht, das 

niemandem nützt, sondern nur schadet. 

5. Wir fordern die Lehrenden auf, un- 

verzüglich die Diskussionsbereitschaft 

der Studenten aufzunehmen, danit eine 

offene und sachliche Diskussion über 

die Exkursion und über Probleme des 

Studiums geführt werden kann. 

Für betroffene Exkursionsteilnehmer 

Uly Meyer 

Projekte in ”Materialien” 
Die GKL hat auf ihrer Sitzung an 29. 

Oktober 75 einerlInitiative des ZpB zu- 

gestimmt, im Rahmen der Reihe "Mate- 

rialien zur praxisorientierten Hoch- 

schulreform" exemplarisch Projektbe- 

richte oder Berichte über einzelne Er- 

kundunrsvorhaben zu veröffentlichen. 

Damit soll der Erfahrungsaustausch an 

der Universität über hochschuldidakti- 

sche Probleme, über inhaltliche Fra- 

gestellungen, methodische Probleme 

und Vorgehensweisen im Rahmen der Pro- 

jekte gefördert werden. 

Die dem ZpB dafür zur Verfüsuns stehen- 

den Mittel sind zweckgebunden und köm- 

nen daher nur für die Dokumentation 

exemplarischer Projekte verwandt wer- 

den, die von besonderer Relevanz für 

die Einphasige Lehrerausbildunz sind. 

Gedacht wird an Zuschüsse zu den Druck- 

und Papierkosten sowie die Finanzie- 

rung für Schreibarbeiten. 

Projekte, die ihre Auswertungsphase 

abgeschlossen haben und in Kürze an 

einer Veröffentlichung ihrer Ergeb- 

nisse und Erfahrungen in der Reihe 
"materialien" interessiert sind, soll- 
ten sich umgehend mit dem ZpB in Ver- 

bindung setzen. Anträge sind bis zum 

1. Dezember 75 beim ZpB einzureichen. 

Eine grundsätzliche Regelunz des Ver- 

fahrens soll in Abstimnunz mit den zu- 

ständigen Grenien und Einheiten der 

Universität vorbereitet werden, dieser 

soll durch das jetzt angestrebte Ver- 

fahren in der Anlaufphase nicht vor- 

gesriffen werden. Detlef Spindler
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Internationales Interesse Neue Formulare 
Zunehmend internationales Interesse registriert das Zentrım für pädagogische 

Berufspraxis an dem in Oldenburg praktizierten Modellversuch der Einphasigen 

Lehrerausbildung. Neben dem Sekretär des von der OECD (Organisation für wirt- 

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) eingerichteten Projektes IMTEC 

(International Management Training for Educational Change), Ruben Richert, be- 

suchte auch eine sechsköpfige Delegation von Erziehungswissenschaftlern aus 

den Niederlanden das Zentrum, um sich über den Stand der ELAB zu informieren 

und Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu eruieren. 
Das Projekt IMIEC befaßt sich speziell dem Reformmodell. Sie alle sind an ei- 

auf internationaler Ebene mit Reform- nem der sieben neugegründeten holländi- 

vorhaben in der Lehrerausbildung und schen Instituten tätig, die in den Nie- 

will in diesem Rahmen für einen Aus- derlanden Lehrer für die Schulbereiche 

tausch von Informationen unter den ausbilden, die in der Bundesrepublik 

Hochschulen sorgen sowie internationa- unter dem Begriff der Sekundarstufe 1 

le Kongresse zu Fragen neuer Wege der zusammengefaßt werden. Die Ausbildung 

Lehrerausbildung veranstalten. an diesen Instituten dauert 4 1/2 Jah- 

IMTEC strebt die Kooperation mit über re und wird im berufspraktischen Teil 

60 Hochschulinstitutionen aus den USA, wie in Oldenburg von Kontaktlehrern 

Kanada, Großbritannien, Norwegen, Schwe mitgetragen. Die Niederlänger zeigten 

Beim Pförtner liegen ab sofort die 

neuen "Bescheinigungen über die Teil- 

nahme an berufspraktischen Vorhaben 

im Rahmen der Einphasigen Lehreraus- 

bildung an der Universität Oldenburg" 

aus. Bescheinigungen auf den alten 

Formblättern brauchen nicht erneuert 

zu werden. 

OTV Vorstand 
Einen Vorstand haben die Mitglieder 

der Abteilung "Wissenschaft und For- 

schung" der ÖTV im Kreis Oldenburg ge- 

wählt, der sich ausschließlich aus Mit- 
gliedern der Universität Oldenburg zu- 

sammensetzt. Vorsitzender: Albrecht 

Hartje. Stellvertretende Vorsitzende: 
den, Dänemark, Finnland, Italien, Au- 

stralien und der Bundesrepublik an. 

Die holländischen Gäste, die an ihren 

Instituten für die Koordination des 

auf den Beruf vorbereitenden Teils des 

Studiums verantwortlich sind und auf 

nationaler Ebene eine gemeinsame Ar- 

beitsgruppe bilden, zeigten sich - so 

das ZpB - besonders beeindruckt von 

Umfrage 
Das ZpB will sich darum bemühen, Stu- 
denten, die bisher im Zweitfach Sonder- 

pädagogik studiert haben, den Wechsel 

zum Erstfach zu ermöglichen, da der 

Entwurf der Prüfungsordnung des Mini- 

steriums die Möglichkeit,im Zweitstu- 

dium Sonderpädagogik zu studieren, 

nicht zuläßt. Um den Bedarf festzustel- 

len, wird das ZpB eine Umfrage durch- 

führen. Entscheidend für den Wechsel 

vom Zweit- zum Erstfach im Fach Sonder- 

pädagogik sollen Teilnahme am einpha- 

sigen Lehrerstudium sowie Projektstu- 

dium und Erkundungen im Bereich Son- 

an einem weiteren Erfahrungsaustausch 

großes Interesse. Darüberhinaus wurde 

der Wunsch geäußert, mit Hochschulen 

in der Bundesrepublik und besonders 

auch hier in Oldenburg einen Studenten- 
austausch ab WS 77/75 anzustreben. &R 

Klaus Liebig, Gudrun Buchholz. Vertre- 

ter für den Bezirks-Abteilungsvor- 

stands Gertrude Kreutzmann. Stellver- 

treter: Fritz Bader. 

Abteilungsvorstandssitzungen jeden 

Montag um 19.30 Uhr im Raum A 309. 

  

Freitag, 21.11.75, 41 Uhr, VG 4A. 

Vortrag von Prof. Wolf-Dietrich Bald 

(Institut für Anglistik der TH 
Aachen) zum Thema "Neue Grundlagen 
für den Grammatikunterricht". Veran- 

stalter: Fachbereich II/Fach Angli- 
stik. 

* 

Montag, 24.11.75, 20 Uhr, Hörsaal F. 

Vortrag von Prof. Dr. Reihard Kühnl 

(Universität Marburg) zum Thema "Kri. 
tik der bürgerlichen Geschichtswis- 

senschaft". Veranstalter: BdWi-Sek- 

tion Oldenburg. 

* 

Veranstaltungs-und Terminkalender 
Wolfgang-Goethe-Universität in Frank- 

furt/Main, zum Thema "Faktum des Wis- 
senschaft und Paradigmenwechsel", 

Veranstalter: Fach Philosophie.’ 

Montag, 1. 12.75,und Mittwoch 3.12., 

Anhörungen für die Stelle "Allge- 

meine Psychologie mit dem Schwer- 

punkt Methodenlehre"”. 

Montag, 14-15 Uhr, Schaefer im AVZ 

+-1466 (roter Bauteil), Mittwoch in 
VG 106, 14.30 Uhr Albert, 15.30 
Uhr Becker, 16.30 Uhr Zimmer, 17.30 

Uhr Silbereisen, 18.30 Uhr Junger- 

mann. 

derpädagogik sein. e 
Dienstag, 25.11.75, 15 Uhr, Aula. 

Spende für Chile 
Vortrag von Thomas John und Wolf- 

gang Florey (Hamburger Musik-Hoch- 

Trotz schlechten Wetters erschienen schule) zum Thema "Im Rausche der 
am Mittwoch noch 16 von den 25 angemel- | Leidenschaft". Veranstalter: FB II/ 
deten Mannschaften zum Solidaritäts- Fach Musik/AK (Prof. Dr. Ritzel). tik-Geschichten. Veranstalter: 0l- 

fußballturnier im Rahmen der Sport- 5 denburger Kunstverein. 
und Kulturwoche der Universität. Das * 

Turnier erbrachte ca. 500,- DM an Spen- | Mittwoch, 26.11.75, 14 Uhr, D 105. 
den, die der Chile-Hilfe e.V. überwie- | Sitzung des Promotionsordnungsaus- 
sen werden. Den vom AStA gestifteten schusses. 

Pokal, der im nächsten Semester wieder R 

ausgespielt werden soll, konnte sich 

die Mannschaft "Roter Stern Steden" 

sichern, Die nächsten Plätze in die- 

sem Turnier belegten die Mannschaften 

der Firma Oltmanns, "Diplomanden" und Kindern". Veranstalters FB I/Psycho- 
MSB Spartakus II. logie. 

Ebenfalls eine Spende in Höhe von * 

4.000,- DM hat die Fachschaft Sport 

aus den Überschüssen der letzten Sport- 

fete, dem Studentenselbsthilfe-Kinder- 

tagesstätte e.V. übergeben. Dieses 

Geld soll zum Kauf von Spielzeug ver- 

wendet werden. 

Mittwoch, 3. 12. 75, 20 Uhr, wahr- 

scheinlich kleiner Spielraum des 

Staatstheaters,. Dr. Wolfgang Fritz 

Haug (FU Berlin) liest Warenästhe- 

Samstag, 13.12.75, 10 Uhr, Kammer- 

musiksaal. Musiktheorie-Symposium 

mit Privat-Dozent Dr. Martin Geck 

(Dortmund) und Prof. Dr. Gottfried 
Küntzel (Lüneburg). Veranstalter: 
FB II/Fach Musik/AK. 

Donnerstag, 27.11.75, 18 Uhr,VG 004. 

Vortrag von Prof. Dr. I. Wagner zum 

Thema "Aufmerksamkeit bei impulsiven 2 

Montag, 15.12.1975, 20 Uhr, VG 001. 
Mitgliederversammlung des Bund demo- 

kratischer Wissenschaftler - Sektion 

Oldenburg. Auf der Tagesordnung usas 

Diskussionsbeitrag zu Problemen der 

Einphasigen Lehrerausbildung in Ol- 

denburg» 

Montag, 21.11.75, 20 Uhr, Hörsaal F. 

Vortrag von Prof. Dr. Bubner, Nach- 

folger Th.W. Adornos auf dem Lehr- 

stuhl für Philosophie an der Johann-        


